
chen. Die Kirchenglieder, ebenso
wie Pastoren und leitende Geistli-
che, wechseln selbstverständlich von
einer unierten in eine reformierte
oder eine lutherische Kirche und
umgekehrt. Nur die zwischenkirchli-
chen Organisationsformen verhar-
ren noch immer in theologisch weit-
hin überwundenen konfessionellen
Abgrenzungen.

Bekenntnisbindung steht nicht 
zur Disposition

Zur Klarstellung: Die Bekenntnisbin-
dung der einzelnen Landeskirchen
steht natürlich nicht zur Disposition.
In den Landeskirchen hat das Be-
kenntnis seinen Sitz im kirchlichen
Leben, dort entfaltet es seinen
Reichtum für die Vielfalt des Protes-
tantismus und dort muss es seine
Vitalität bewähren. Aber die Be-
kenntnisbindung der einzelnen Lan-
deskirchen verlangt und rechtfertigt
angesichts der theologischen Ent-
wicklungen heute nicht mehr eigene
konfessionelle Zwischenebenen mit
Kirchenleitungen, Synoden, Kirchen-
ämtern zusätzlich zur EKD, der Ge-

Dr. Eckhart v. Vietinghoff

Seit mehr als 50 Jahren sind die
Strukturen und das Verfahren, in
dem die 24 evangelischen Landes-
kirchen kooperieren, unverändert:
Alle 24 Landeskirchen sind zum ei-
nen in der Evangelischen Kirche in
Deutschland (EKD) zusammenge-
fasst; daneben und völlig unabhän-
gig bestehen die Evangelische Kir-
che der Union (EKU) mit sieben
Landeskirchen, die Vereinigte Evan-
gelisch-Lutherische Kirche in
Deutschland (VELKD), in der acht
der zehn lutherischen Landeskir-
chen vereinigt sind (daran angeglie-
dert das Deutsche Nationalkomitee
des Lutherischen Weltbundes);
schließlich gibt es den Reformierten
Bund in Vereinsstruktur, sowie die
Arnoldshainer Konferenz als Ge-
meinschaft aller nicht der VELKD
angehörenden Landeskirchen. Kom-
plizierter geht es kaum.

Dieses gemeinschaftliche Leitungs-
system hat sich inzwischen überlebt.
Es wird den heutigen, gerade auch
missionarischen Herausforderungen
in einem immer rasanter säkularisier-
ten Umfeld nicht mehr gerecht. Der
interne Abstimmungsbedarf ist im-
mens, manche Aufgaben werden
parallel in mehreren Zusammen-
schlüssen bearbeitet, andere dage-
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gen gar nicht oder nur zögerlich an-
gepackt. Der Zeit- und Ressourcen-
verschleiß ist unnötig groß. Das
Außenbild der evangelischen Kirche,
ihre öffentliche Präsenz bleibt un-
klar.

Wichtiger noch: Die innerevangeli-
sche konfessionelle Entwicklung ist
inzwischen längst weiter. Anders als
vor 50 Jahren gibt es nun volle
Abendmahls- und Kanzelgemein-
schaft zwischen allen 24 Landeskir-

„Profilierung und Präsenz der evangeli-
schen Kirche nach außen können durch
klare Strukturen nur gewinnen.“



meinschaft aller 24 Landeskirchen.
So sind auch faktisch in den letzten
Jahren alle inhaltlich gewichtigen Er-
gebnisse von vornherein auf der
Ebene der EKD oder aber von den
konfessionellen Zusammenschlüssen
nicht mehr jeweils exklusiv für sich,
sondern immer auch im Blick auf die
ganze Gemeinschaft aller Gliedkir-
chen erzielt worden: Das Evangeli-
sche Gesangbuch, die Vereinbarung
von Meißen mit der Kirche von Eng-
land, das neue Agendenwerk (Got-
tesdienstbuch), der Evangelische Er-
wachsenenkatechismus, der Konsul-
tationsprozess zum Sozialwort der
Kirchen, Seelsorge für Soldaten, zen-
trale Aufgaben von Diakonie, Publi-
zistik und Entwicklungspolitik, etc.

EKD als einziger Zusammenschluss

Vor diesem Hintergrund haben die
Landeskirchen der Arnoldshainer
Konferenz kürzlich ein konkretes
Konzept „Union evangelischer Kir-
chen“ entwickelt, das neben der
VELKD nur noch einen weiteren par-
tikularen Zusammenschluss unter
dem Dach der EKD vorschlägt. Da-
mit ist dankenswerterweise Bewe-
gung in den überholten Status quo
gekommen. Ich plädiere aber dafür,
bereits jetzt konsequent auch den
abschließenden Schritt zu gehen: Die
bisherigen konfessionellen Bünde
werden als eigene Institutionen auf-
gelöst; alle 24 Landeskirchen kon-
zentrieren ihre Zusammenarbeit in
einem einzigen Zusammenschluss,
der EKD.

Umbau der EKD

Natürlich muss die EKD dazu umge-
baut werden. Das lässt sich mit vor-
handenen „Bausteinen“ bruchlos
bewerkstelligen. Andeutungen müs-
sen hier genügen. Zum einen sieht
die Grundordnung der EKD in Artikel
27 seit jeher für die EKD-Synode das
Verfahren vor, dass sich Angehörige
eines Bekenntnisses in einem Kon-
vent zu eigenen Beschlüssen versam-
meln können, die von der Synode als
ganzer dann nicht überstimmt wer-
den können. Damit ist für bekennt-
nisrelevante Themen auch weiterhin
ein autonomes Verfahren garantiert,

das zum Beispiel auch auf die Kir-
chenkonferenz übertragen werden
kann. Zum Zweiten lässt sich die
weltweite ökumenische Anschluss-
fähigkeit der bekenntnisgeprägten
Landeskirchen nach dem Modell des
Deutschen Nationalkomitees des
Lutherischen Weltbundes (DNK) si-
chern: Als schlanke Arbeitsgemein-
schaft pflegt das DNK bereits jetzt
die Beziehung zum Lutherischen
Weltbund (übrigens auch für die lu-
therischen Kirchen Oldenburg und
Württemberg, die schon seit jeher
nicht der VELKD angehören). Zum
Dritten schließlich eröffnet der gera-
de in Kraft getretene neue Artikel
10 a der Grundordnung der EKD ein
elastisches System der Gesetzge-
bung der EKD, sei es für alle oder
auch nur für einzelne oder einige
Landeskirchen. Diese können nun je
nach eigenem Bedarf und freier eige-
nen Entscheidung bei der EKD „ar-
beiten lassen“.

Die EKD kann mit diesen Bausteinen
als eine Gemeinschaft gestaltet wer-
den, die die jeweiligen konfessionel-
len Profile ebenso wie die unter-
schiedlichen Sacherwartungen der
24 Landeskirchen achtet, sie aber
zugleich innerhalb eines einzigen
Systems verbindlich aufeinander be-
zieht. Kommunikation und Koopera-
tion unterliegen dann anders als bis-
her zwischen den selbständigen par-
tikularen Kirchenbünden nicht mehr
dem Freiwilligkeits- und damit dem
Zufallsprinzip. Profilierung und Prä-
senz der evangelischen Kirche nach
außen können durch klare Struktu-
ren nur gewinnen. Nach innen wird
das System endlich transparenter,
die Kräfte werden gebündelt, auch
Kontroversen werden deutlicher,
Entscheidungen kann weniger aus-
gewichen werden. Mit alledem wird
die Dynamik für gesamtkirchliches
Handeln wachsen, übrigens auch
seine theologische Fundierung und
Durchdringung.

Motor der überfälligen Veränderun-
gen können nur die 24 Landeskir-
chen sein. Sie müssen jetzt entschei-
den, ob sie an den überkomplexen
Kooperationsstrukturen festhalten
oder das neue Modell wagen wollen,

das die erreichten theologischen
Konsense endlich auch in den Insti-
tutionen erkennbar macht.

Reformweg bis 1. 1. 2006

Ich habe einen Reformweg vorge-
schlagen, der bis zum 1.1.2006 die
neue Struktur für die Zusammenar-
beit aller 24 Landeskirchen schaffen
kann. Dann braucht es nur noch ei-
nen einzigen überregionalen Zusam-
menschluss zu geben: Die Evangeli-
sche Kirche in Deutschland, ent-
scheidungskräftig und als Kirche
profiliert und zugleich in ihrer inne-
ren Struktur flexibel differenzierbar,
soweit dies die Bekenntnisbindung
der Landeskirchen oder deren unter-
schiedliche Sacherwartungen erfor-
dern.

Die Diskussion in diese Richtung hat
in den letzten Wochen erfreulichen
Schwung gewonnen. Hoffentlich
macht der so gern zitierte abstrakte
Programmsatz „ecclesia semper re-
formanda“ auch Mut zu konkreten
Entscheidungen.

Mein Diskussionspapier „Reform ist
nötig – Reform ist möglich“ vom
Januar 2002 ist veröffentlicht in der
epd-Dokumentation Nr. 6a vom
4. 2. 2002. �

Anm.:
Dr. Eckhart v. Vietinghoff ist 

Präsident des Landeskirchenamtes 
der Evangelisch-Lutherischen 

Landeskirche Hannovers.

Strukturreformdebatte in der evangelischen Kirche
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Evangelischer Arbeitskreis 
der CDU Thüringen

Einladung

3. Juni 2002 um 18.00 Uhr
im Hotel Berghof, Eisenach

„Staat und Kirche unter 
dem Grundgesetz“

Dr. Hans-Joachim Jentsch,
Richter am Bundesverfassungs-
gericht
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Liebe Leserin, lieber Leser, 
kaum ist der Festakt zum 50. jährigen
Jubiläum des EAK in Siegen inhaltlich
verarbeitet, eröffnet sich für den
Evangelischen Arbeitskreis bereits der
nächste Veranstaltungshöhepunkt in
diesem Jahr. Ich spreche von unserer
39. Bundestagung!

Sie findet in Würzburg vom 10. – 11.
Mai statt. Das Leitmotiv lautet: „50
Jahre EAK – Gerechtigkeit gestal-
ten.“ Wir haben für Sie ein intensives
und hochkarätiges Programm zusam-
mengestellt. Dies ist unser Anspruch!
Wir wollen deutlich zeigen, dass wir
das Wahlkampfjahr nicht nur aktiv
thematisch begleiten, sondern auch
entsprechend inhaltlich gestalten.

Unsere Bundestagung findet seit vie-
len Jahren erstmalig wieder in Bayern
statt. Seit 1953 arbeiten der EAK der
CDU und der der CSU intensiv zu-
sammen. Dies hat sich über die Jahr-
zehnte bewährt. Der Ehrenvorsitzen-
de des EAK der CSU, Dr. Werner
Dollinger, hat viele Jahre im Bundes-
vorstand diese enge Verbindung in
seiner Gestalt personifiziert. Mit dem
Vizepräsidenten des Europäischen
Parlaments, Dr. Ingo Friedrich, der
auch stellvertretender Parteivorsit-
zender der CSU ist, steht dem EAK
heute in Bayern ein hochrangiger
Vertreter der bayerischen evangeli-
schen Christen vor.

Gerade in diesem Wahljahr ist es von
großer Bedeutung, dass wir uns zu
einer Bundestagung in Bayern tref-
fen. Nach 1980 steht das erste Mal
wieder ein bayerischer Ministerpräsi-
dent als Kanzlerkandidat der CDU/
CSU zur Verfügung.

Ich freue mich, dass es uns gelungen
ist, den Kanzlerkandidaten der CDU/
CSU, den Ministerpräsidenten Bay-
erns, Dr. Edmund Stoiber, für unsere
Bundestagung zu gewinnen. Er wird
zum Thema: „Gerechtigkeit als poli-
tische Herausforderung“ sprechen.
Neben dem Kanzlerkandidaten kom-
men an diesen beiden Maitagen

zahlreiche hochrangige Vertreter von
Kirche und Politik zu Wort, die sich des
Begriffs „Gerechtigkeit“ in seinen ver-
schiedenen Facetten annehmen wer-
den. Der EAK möchte sich hier wieder-
um als Forum erweisen, das eine the-
matische Auseinandersetzung zulässt.

Das Thema der Gerechtigkeit hat für
uns Protestanten gerade hinsichtlich
des Begriffs der „Glaubensgerechtig-
keit“ einen besonderen Klang. Gott ge-
genüber wissen wir: „Er macht uns ge-
recht“. Diese Entdeckung der passiven
Gerechtigkeit war Luthers bedeutendes
Turmerlebnis, das uns bis heute prägt.

Doch um Gerechtigkeit zwischen den
Menschen hier auf Erden herzustellen,
bedarf es des aktiven Handelns. Und
hier stellen sich für uns viele Fragen.
Zum Beispiel, ob den Familien die Auf-
merksamkeit geschenkt und die Unter-
stützung zuteil wird, die sie benötigen
und die sie verdienen? Oder, ob unser
Gesundheitswesen heute noch wirklich
gerecht ist, ob bald Gesundheit, oder
ob bald gute Ärzte, sowie eine intensive
Pflege nur noch für Wohlhabende er-
schwinglich sind? Nicht zuletzt wird zu
bedenken sein, ob unser Bildungssy-
stem noch gerechte Startchancen für
Jugendliche bietet? Schließlich müssen
wir uns fragen, ob wir nicht endlich un-
ser Steuersystem so verändern müssen,
dass wieder Gerechtigkeit und Aus-
gleich hergestellt werden können?
Auch das Thema der Zuwanderung
muss zum Gegenstand werden dürfen,
und wir müssen uns gerade als Christen
mit diesen Fragen sehr sorgsam ausein-
andersetzen. Als Christen, die in Politik
und Kirche Verantwortung tragen, wol-
len wir diese Themen in Würzburg in-
tensiv und ausführlich diskutieren.

Und dies ist umso wichtiger als uns die-
se Themen schon jetzt, aber spätestens
in naher Zukunft existentiell berühren
werden. Dies gilt nicht zuletzt auch für
das Bildungssystem, das in den letzten
Monaten zu Recht in die Schlagzeilen
gekommen ist. Wenn unser Land in
Zukunft wettbewerbsfähig bleiben will,

dann müssen
wir mehr als
bisher Mög-
lichkeiten zur
V e r f ü g u n g
haben, um
dies zu ge-
währleisten.

Gerade angesichts der politischen Si-
tuationen im manchen Bundeslän-
dern wird kirchlichen Bildungseinrich-
tungen wieder vermehrt Bedeutung
zukommen. Dies muss vor allem für
das SPD-PDS regierte Berlin gelten. 

Obwohl es gut ist, dass die staatli-
chen Schulen sich in Konkurrenz mit
freien Anbietern befinden, muss die-
se Situation dazu führen, dass diese
Bildungswettbewerbssituation auch
zu einem wirklichen Wettbewerb
führt. Sollten einige Bundesländer
nicht die Qualität ihrer Einrichtungen
steigern können, werden sie auf
Dauer an Bedeutung verlieren. Dies
darf meines Erachtens aber nicht der
Fall sein. Auch einkommensschwä-
chere Familien haben ein Recht dar-
auf, Ihren Kindern eine gute Ausbil-
dung zu ermöglichen. Den Schulen
in freier Trägerschaft das Geld zu
entziehen, ist jedenfalls eine bil-
dungspolitische Fehlentscheidung. In
Berlin fallen mehr als in anderen Bun-
desländern täglich erschreckend
falsche Entscheidungen: Nicht nur für
Christen ein Fiasko!

Wir brauchen daher in ganz Deutsch-
land wache und aktive Menschen,
die sich im evangelischen Sinne im
EAK engagieren. Wir tun gut daran,
wenn wir uns den Fragen der Zeit
stellen. Der Evangelische Arbeitskreis
wird hierzu seinen Beitrag leisten.

Ihr

Jochen Borchert, MdB
Bundesvorsitzender des EAK



Walter Schmithals

Nach dem Anschlag vom 11.9.2001
auf das World Trade Center in New
York hat man allenthalben gehört, die-
ser habe nichts mit dem Islam zu tun;
deshalb spricht man stereotyp vom
‘internationalen Terrorismus’, den es
zu bekämpfen gilt. Solch ein be-
schwichtigendes Dementi ist im Rah-
men des politischen Kalküls wohlbe-
gründet. Es verschleiert aber, wie Sal-
man Rushdie schrieb, „leider den Ernst
der Lage“ (FAZ, 5. 11.2001, 45).

Nun hat der Islam viele Gesichter, und
es wäre absurd, die Moslems für den
Terrorismus verantwortlich zu machen,
wenn auch der offene oder klamm-
heimliche Beifall für den Anschlag in
New York in weiten Teilen der islami-
schen Welt nach wie vor unüberhörbar
ist. Aber es gibt zweifellos bestimmte
und spezifische Grundelemente des Is-
lams, die zu der Frage nötigen, ob der
Islam nicht eine wie auch immer näher
zu bestimmende Affinität zu den At-
tentaten hat, die den Attentätern ein
gewisses Recht oder doch die Möglich-
keit gibt, sich auf den Islam zu berufen.
Ich gehe dieser Frage an fünf Punkten
nach, und zwar so, dass ich die Anfän-
ge des Islam mit den Anfängen des
Christentums vergleiche, weil solche
Anfänge zugleich gewisse Fundamente
bloßlegen.

Unterschiedliche Gründungssituation

1. Zu den Anfängen des Christentums
gehört neben der leidvollen Kreuzigung
des ohnmächtigen Jesus eine jahrhun-
dertelange Verfolgungszeit. Das Blut
der um ihres Glaubens willen Getöteten
war der Same der Kirche, wie der Kir-
chenvater Tertullian schon inmitten der
Verfolgungszeit feststellte. Die Mah-
nung der Bergpredigt, dem, der jemand
auf die eine Backe schlägt, auch die an-

dere hinzuhalten,
stammt aus dieser
Zeit und war in
den Jahrhunder-
ten der Verfol-
gung ein kluger
Rat. Die Christen
waren ohne
Macht; jeder Wi-
derstand hätte
die Verfolger nur
gereizt. Und
wenn sie auch der
römischen Obrig-
keit das Recht zu
militärischer
Macht zugestan-
den, so konnten
die Christen sich
daran doch nicht
beteiligen, weil
sie sonst am Kai-
serkult teilneh-
men und dem
Kaiser göttliche
Ehre hätten er-
weisen müssen.
Das Neue Testa-
ment bezeugt
durchgehend die-
sen christlichen
Anfang unbe-
dingter Gewaltlo-
sigkeit und Lei-
densbereitschaft.
Das Gründungsdatum des Islam ist da-
gegen die militärische Eroberung Mek-
kas durch Mohammed im Jahre 630.
Die Ausbreitung des Islams geschah
durch das Heer der Araber und ihrer
Hilfsvölker. Generäle waren die Missio-
nare. In weniger als einem Jahrhundert
hatten die Muslime eine Region von
Persien bis nach Spanien mit Waffen-
gewalt erobert. Christen und Juden
wurde jede Mission untersagt, aber als
Vorläuferreligionen des Islam wurden
sie im allgemeinen gegen Zahlung ei-
ner Kopfsteuer geduldet, alle anderen

Bewohner der eroberten Länder aber,
den Vorschriften des Koran entspre-
chend, zwangsbekehrt oder getötet;
denn der Krieg gegen das Böse war –
und ist nach wie vor – ein von Gott ge-
botener Krieg. 

Es lässt sich leicht zeigen, dass weder die
christliche noch die islamische Geschich-

te mit diesen Anfängen stets deckungs-
gleich geblieben ist. Aber ebenso lässt
sich zeigen, dass sich in kritischer Situa-
tion diese gegensätzlichen Anfänge im-
mer wieder als tragendes Fundament
erwiesen haben und erweisen.

Christliche Unterscheidung zwischen
Gesellschaft und Glaubensgemein-

schaft – islamischer Gottesstaat

2. In der beschriebenen Situation war
für das Christentum von Anfang an die
Unterscheidung der religiösen und der

Konflikt zwischen dem Islam und dem „Westen“
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Zum Konflikt 
zwischen dem Islam
und dem „Westen“

Das christliche Verständnis vom Märtyrertum unterscheidet
sich von dem in islamistischen Kreisen ausgebildeten.



politischen Dimension unzweifelhaft.
Der Satz: ‘Gebt dem Kaiser, was des
Kaisers ist, und Gott, was Gottes ist’
gehört zu den fundamentalen und wir-
kungsvollsten Aussagen des Neuen
Testaments. Die Formulierung des
Rechts und die Ausübung von Gewalt
liegt demzufolge nach ursprünglicher
christlicher Überzeugung im verant-
wortlichen Ermessen des Staates. Auch
wenn man fragen kann, ob im Fort-
gang der Geschichte die Gestaltung des
Verhältnisses von Kaiser und Papst
bzw. Thron und Altar immer diesem
Grundsatz, den Ranke das bedeutungs-
vollste Wort Jesu genannt hat, entspro-
chen hat, liegt er dennoch der abend-
ländischen Kultur durchgehend zu-
grunde. Er konnte im Christentum
schon deshalb nicht dauerhaft verloren
gehen, weil er in der Gotteslehre veran-
kert ist. Die in der Trinitätslehre begeg-
nende Unterscheidung von Vater und
Sohn bedeutet die Unterscheidung von
Schöpfung und Erlösung, von Gottes
Weltregiment und seiner Heilsbot-
schaft, von Gesellschaft und Glau-
bensgemeinschaft.

Der Islam hat die Trinitätslehre von
Anfang an scharf bekämpft. Ihm ist die
Unterscheidung von Gesellschaft und
Glaubensgemeinschaft unbekannt; er
kennt keine ‘Kirche’. Der Staat ist viel-
mehr ein Gottesstaat, das Recht eine
unwandelbare, dem geschichtlichen
Wandel nicht unterworfene und dar-
um nicht jeweils am Wohl der Schöp-
fung zu orientierende göttliche Set-
zung; was der entsprechende Begriff
‘Scharia’ bezeichnet, weiß heute jeder,
und das Problem des Schächtens ver-
weist auf ein entsprechendes Exempel.
Islamische Kämpfer sind, greifen sie im
Namen Allahs zu den Waffen, immer
Gotteskrieger. Der Koran offenbart in
einem die ewige und die zeitliche Ord-
nung. Ein säkularer Staat ist der politi-
schen Kultur des Islams wesensfremd,
und dies Urteil wird von jedem Blick in
die islamische Welt der Gegenwart be-
stätigt, womit auch zusammenhängt,
dass der Islam für die moslemische
Minderheit in westlichen Ländern kei-
ne Ordnung vorsieht und vermutlich
auch nicht vorsehen kann und konse-
quente Moslems darum beanspru-
chen, einen Staat im Staate bilden zu
müssen.

Freie Wahl des Glaubens – Geburt

3. Der 3. Punkt nennt den für den ge-
genwärtigen Konflikt möglicherweise
gewichtigsten Unterschied. Die Wahl
des christlichen Glaubens, die Entschei-
dung zur Taufe, war von Anfang an ei-
ne freie Wahl, die in den ersten Jahr-
hunderten sogar im Gegensatz zur
staatlichen Rechtsordnung vollzogen
werden musste. Ein Satz im Evangelium
wie ‘Wer nicht hasst Vater, Mutter,
Frau, Kinder ..., der kann nicht mein
Jünger sein’, ist extremer Ausdruck die-
ser Situation. Diese Grunderfahrung
der Freiheit des Einzelnen, mit der die
Ausbildung des Gewissensbegriffs im
Neuen Testament verbunden ist, be-
stimmt in der Gestalt der demokrati-
schen Verfassung und der allgemeinen
Menschenrechte das Abendland auch
dort, wo es die christlichen Wurzeln ab-
geschnitten hat, weshalb sich ja auch
der islamistische Terror nicht gegen das
Christentum, sondern gegen ‘den We-
sten’, also gegen das liberale abendlän-
dische Denken als solches richtet.

Für den Islam entscheidet sich dagegen
der Moslem nicht in freier Wahl. Als
Moslem wird man – wie als Jude – ge-
boren, und diese Geburt verleiht einen
unverlierbaren Charakter. Man kann aus
dem Islam nicht ‘austreten’. Auch der
ungläubige Moslem bleibt ein Moslem,
und auf Abfall vom Islam steht die To-
desstrafe, wie in unseren Tagen der Fall
von Salman Rushdie exemplarisch zeigt.
Eine freiheitlich-demokratische Verfas-
sung, Religionsfreiheit, Gewissensfrei-
heit – dem Koran ist der Begriff ‘Gewis-
sen’ fremd – und die Einräumung allge-
meiner Menschenrechte sind in diesem
System nicht vorgesehen. Der freiheitli-
che Westen und seine Demokratie sind
insofern ein unversöhnlicher Widerpart
und eine latente Bedrohung des eigent-
lichen islamischen Wesens. Während
sich die asiatischen Kulturen den ‘Wes-
ten’ in vielfältiger Weise anverwandeln
können, erscheint solche Entwicklung
für den Islam – ich nenne das Stichwort
Euro-Islam – kaum vorstellbar.

Wahrheit des Glaubens – 
Wahrheit des Koran

4. Im Zusammenhang mit dem zuletzt
Gesagten steht die Beobachtung, dass

die Wahrheit des Glaubens für das
Christentum von Beginn an keine ‘all-
gemeine’, also keine objektive, jedem
Gutwilligen einsichtige Wahrheit ist. Sie
ist eine Möglichkeit, das Dasein zu ver-
stehen und zu gestalten, und ist wahr
nur dort, wo sie ergriffen wird, und nur
für den, der sie ergreift. Insofern muss
sie, wie Paulus sagt, der antiken Philo-
sophie, die nach allgemeinen Wahrhei-
ten fragte, als Torheit erscheinen.

Im Islam fallen dagegen Offenbarung
und Vernunft zusammen. Der Koran
enthält die Wahrheit an sich. Die Über-
lieferung kann also auch nicht ge-
schichtlich gesehen werden, eine Auf-
klärung, auf die manche wohlwollende
westliche Beobachter auch im Islam
hoffen, kann nicht stattfinden.

Märtyrerverständnis

5. Ich erwähne auch den im gegenwär-
tigen Konflikt akut gewordenen Begriff
des Märtyrers. Märtyrer ist im frühen
Christentum, wer auch angesichts der
Todesdrohung seinem Bekenntnis treu
bleibt – das griechische Wort martyrein
bedeutet ‘Zeugnis ablegen’ – und diese
Treue ggf. mit dem Tod bezahlt. Der
christliche Märtyrer leidet; dass er an-
deren Leid zufügen könnte, schließt der
Stand des Märtyrers aus.

Im Islam ist Märtyrer, wer im Kampf
gegen das Böse oder gegen die Un-
gläubigen den Tod findet, wobei die Is-
lamisten auch und nicht zuletzt Selbst-
mordattentätern den Rang eines Mär-
tyrers zuerkennen.

Soziale Stellung der Frau

6. Beiläufig – gleichsam als Anhang –
verweise ich auf die soziale Stellung der
Frau. Diese ist als solche kein Thema im
frühen Christentum, das die Frauen in
der Regel in dem Stand beließ, den ih-
nen die hellenistische Kultur jeweils zu-
wies. Sie waren aber vollgültige Mit-
glieder der kultischen Gemeinde und
zumindest im Heidenchristentum stan-
den ihnen auch die aktiven kirchlichen
Dienste offen. In Zeiten der Verfol-
gung, die in erster Linie die Hausväter
traf, wurden die Frauen sogar zu den
Stützen der Gemeinde, und diese Tat-
sache erklärt, dass zumal in den Evan-
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gelien von ihnen mit besonderer Hoch-
achtung gesprochen wird. Nicht ohne
Grund gilt Lukas als ‘Evangelist der
Frauen’.

Demgegenüber wird im Koran mit
göttlicher Autorität geregelt, welchen
Stand und Rang die Frau einzunehmen
hat, und vielfältige Anschauung zeigt
auch uns heute, welcherart diese un-
wandelbare Regelung ist.

Zwischenergebnis

Die in den ersten fünf Punkten ge-
nannten Eigenarten islamischen Den-
kens lassen keinen Zweifel daran, dass
der gegenwärtige Terror aus islami-
schen Wurzeln gespeist wird, so wie
der Terror der Roten Armee Fraktion,
der Terror im Baskenland usw. je seine
spezifischen Wurzeln hat. Damit ist
natürlich der konkrete Terroranschlag
in New York nicht erklärt; denn es wä-
re abwegig, darin einen notwendigen
Ausfluss des Islam zu erkennen und in-
soweit den Islam selbst für terroristisch
zu halten.

Über den konkreten Anlass und Grund
bzw. die Gründe des islamistischen Ter-
rors werden bekanntlich viele Erwä-
gungen angestellt. Gerne weist man
auf den Konflikt zwischen Israel und
den Palästinensern hin. Israel ist zwei-
fellos ein überaus schmerzlich empfun-
dener Stachel im Fleisch der ganzen is-
lamischen Welt, und der Palästinakon-
flikt stachelt insofern den globalen
Konflikt an. Aber er ist nicht die Ursa-
che des aufgeflammten Terrors, son-
dern nur ein verstärkender Faktor. Das
gleiche gilt m. E. für die amerikanische
Präsenz in Saudi-Arabien, auch wenn
die Tatsache, dass nur ‘der Westen’
den Konflikt zwischen dem Irak und
Kuwait, also zwei islamischen Staaten,
bereinigen konnte, die islamische Welt
demütigen musste und noch ständig
demütigt. Ganz unzutreffend erscheint
mir der Hinweis auf die wachsende Ar-
mut in islamischen Ländern und auf die
Perspektivlosigkeit der islamischen Ju-
gend. Der Terror wird von intelligenten
und wohlhabenden Moslems geplant –
Bin Laden ist ein Kapitalist reinsten
Wassers –, wenn diese sich auch zu sei-
ner Durchführung gerne indoktrinierter
und fanatisierter Jugendlicher bedie-

nen. Es ist deshalb eine Illusion, den is-
lamistischen Terror durch eine so
genannte ‘soziale Gerechtigkeit’ be-
kämpfen zu wollen. Geradezu albern
dünkt mich die Behauptung von Antje
Vollmer (FAZ vom 2.3.2002), wir hät-
ten es mit einem innerislamischen Kul-
turkampf zu tun, weil die Terroristen
von New York mit ihrem Anschlag in
Wahrheit der „verwestlichten Deka-
denz des Saudi-Clans“ den Kampf an-
gesagt hätten, was unter anderem mit
der komischen Behauptung begründet
wird, die Terroristen litten unter einem
Trauma, weil die heiligen Stätte Mekka
und Medina durch ‘Fremde’ besetzt
seien. Es dünkt mich ideologisch ver-
blendet und überaus gefährlich zu sein,
die Bekämpfung des islamistischen Ter-
rors nicht dem bekämpften Westen,
sondern den islamischen Staaten abzu-
verlangen. 

Trotzreaktion gegen die 
„Überlegenheit des Westens“

Die konkrete Ursache des islamisti-
schen Terrors erkenne ich demgegenü-
ber in einer spezifischen Trotzreaktion.
‘Trotz’ ist eine Waffe, mit der sich der
Schwache gegen den Starken zur
Wehr setzt, wie wir bei allen kindlichen
Trotzköpfen und an den Trotzphasen
der Heranwachsenden beobachten
können, wenn, wie wir zu sagen pfle-
gen, die Eltern oder Erzieher von den
Kindern terrorisiert werden. Jenseits
der kindlichen Entwicklungsphasen
kann solcher Trotz zu Hass eskalieren
und Ausmaße annehmen, wie wir sie
im Blick auf den 11.9. fassungslos zur
Kenntnis nehmen. Dabei ist zu beob-
achten, dass der Trotz dann besonders
brisant wird, wenn der Unterlegene
mit seinem Trotz das Bewusstsein sei-
ner moralischen Überlegenheit verbin-
det. So verdankt sich der Aufstieg Hit-
lers nicht zuletzt der Trotzreaktion ei-
ner Nation, die sich durch den Vertrag
von Versailles zu Unrecht gedemütigt
fühlte. So haben die Terroristen der
Roten Armee Fraktion im Stand der ei-
genen Unschuld gegen die schuldige
Vätergeneration getrotzt. So ist es
wohl auch bei Vielen, die ihre Stimme
trotzig der  PDS geben, weil sie sich ei-
nerseits als solche empfinden, denen
Unrecht geschehen ist, und weil sie
sich andererseits durch ihre Ideale von

Gerechtigkeit und Frieden über den
kalten Kapitalismus der ‘Wessis’ erhöht
wissen.

Analoges beobachten wir, wenn wir
uns den Konflikt zwischen dem Westen
und der islamischen Welt vor Augen
stellen. Die Überlegenheit des Westens
ist ein Produkt der Neuzeit. Seit dem
Fall Konstantinopels im Jahre 1453
welkte die bewundernswerte Blüte des
Islam, die ja weithin in der byzantini-
schen Kultur wurzelte, und seit rund
200 Jahren ist die technische, die wirt-
schaftliche, die wissenschaftliche, die
militärische, die strategische, die politi-
sche und – auch abgesehen von der
Kulturbarbarei der Taliban – selbst die
kulturelle Überlegenheit des Westens
stetig angewachsen, und sie hat heute
ein überwältigendes Gewicht. Die isla-
mische Welt wirkt in ihrer Lebensweise
und in ihrer weitgehend musealen Kul-
tur wie ein versteinertes Fossil neben
einer dynamischen Lebenswelt; alles
Technisch-Moderne in den islamischen
Ländern ist Import aus dem Westen.
Zumal die politischen und geistigen Eli-
ten in den islamischen Ländern müssen
diesen Zustand als beständige Demüti-
gung empfinden, und sie haben diese
Empfindung. Noch vor 300 Jahren
stand der Islam vor dem Zentrum Euro-
pas, und auch der spärlich gebildete
Moslem unserer Tage hat Grund, auf
die große islamische Kultur des Mittel-
alters mit Stolz zurückzublicken, die,
auf byzantinischem Boden wurzelnd, in
vieler Hinsicht das lateinische Abend-
land in den Schatten stellte. 

Heute aber hat man der Übermacht des
Westens nur noch eines entgegenzu-
setzen, nämlich das Bewusstsein der
moralischen Überlegenheit über das
dekadente, materialistische, liberale,
permissive, größenwahnsinnige und
gottlose Reich des Satans, das sich in
den Vereinigten Staaten von Amerika
manifestiert und symbolisiert. Und die-
ses Bewusstsein wurzelt in der Über-
zeugung, dass im Islam die Wahrheit
vollgültig und endgültig offenbart ist,
so dass trotz allem, was dagegen zu
sprechen scheint, der Lauf der Ge-
schichte die islamische Gesellschaft ins
Recht setzen wird und darum der Nie-
dergang der westlichen Welt unver-
meidlich ist.
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Solche Überzeugung verhindert, dass
man selbstkritisch das eigene Urteil in
Frage stellt bzw. stellen kann. Über-
zeugt von der grundlegenden eigenen
Überlegenheit, sieht man sich in der
faktischen Unterlegenheit als Opfer bö-
ser Machenschaften. Die negativen ge-
schichtlichen Erfahrungen führt man
auf eine satanische Verschwörung
zurück. So ist man in der islamischen
Welt weithin davon überzeugt, dass der
Terroranschlag vom 11. September von
westlichen Mächten selbst inszeniert
worden sei, um den Islam bekämpfen
zu können, wie man auch Aids damit
erklären kann, dass israelische Frauen
mit Bedacht moslemische Männer ver-
führen und anstecken. Je mehr man sich
real zurückgesetzt sieht, um so mehr
forciert man auf solche Weise das Be-
wusstsein idealer Überlegenheit und
eröffnet damit die trotzige Möglichkeit,
auch durch Terror zu Fall zu bringen,
was doch fallen muss und wird. 

„Feldzug gegen das total Böse“

Aus einer ausweglosen Lage, in der
man sich vom intriganten Westen be-
drängt sieht, erwächst also der kollekti-
ve Trotz, der in seiner extremsten Form
im maßlosen Terror zum Ausbruch
kommt: Das Böse ist zu bekämpfen, die
Ungläubigen sind zu vernichten, und
der ‘Westen’ ist die Inkarnation des
Bösen und des Unglaubens. Von man-
chen Seiten im Westen wird heute ver-
sucht, diesen Terror unter die Kategorie
‘Verbrechen’ zu stellen. Man müsse
ihn, wie andere Verbrechen, verfolgen
und die Täter bestrafen. Damit wäre
dann das Problem ausgestanden. Diese
abwiegelnde Sicht ist aus westlicher
Optik erwachsen und verkennt die
Realität. Der Ausbruch des Terrors, den
wir erleben, versteht sich nicht als Ver-
brechen, sondern als Schlacht im Feld-
zug gegen das total Böse, also als die
Eröffnung eines heiligen Krieges, und
wenn dieser Krieg auch nicht im Na-
men des Islam geführt werden kann, so
wissen sich seine Strategen doch nicht
ohne jedes Recht in Übereinstimmung
mit fundamentalen islamischen Prinzi-
pien, wie sie in den einleitenden fünf
Punkten angesprochen wurden. Des-
wegen scheint mir auch der Ratschlag
blauäugig zu sein, man müsse mehr die
Ursachen des Terrorismus beseitigen

als diesen selbst bekämpfen; denn das
hieße, den Islam beseitigen wollen, auf
den die Islamisten sich berufen.

Konflikt zwischen Islam 
und dem Westen

Ist das Gesagte einigermaßen zutref-
fend, stellt sich die Frage, wohin wir ge-
hen. Der Ost-West Konflikt hat das 20.
Jahrhundert beherrscht. Er ist in diesem
Jahrhundert aufgebrochen und hat in
diesem Jahrhundert auch sein Ende ge-
funden. In die künftige Geschichts-
schreibung wird er eher als Episode denn
als Epoche eingehen. Es sieht heute
nicht so aus, dass man dieses Urteil auch
einmal vom Konflikt zwischen dem Is-
lam und dem Westen wird sagen kön-
nen. Dass der Westen seine breit ge-
fächerte Überlegenheit einbüßen oder
von sich aus preisgeben könnte, steht im
Rahmen eines einigermaßen gängigen
Geschichtsverlaufs nicht zu erwarten.
Damit, dass die islamische Welt zur
westlichen Lebensweise übergehen, Po-
litik und Religion trennen und eine Auf-
klärung dulden, der Islam sich also selbst
preisgeben könnte, ist trotz des Beispiels
der modernen Türkei, die sich nur mit
Mühe der Re-Islamisierung erwehren
kann, gleichfalls nicht zu rechnen; selbst

eine geschichtliche
Auslegung des Ko-
rans, durch die ein-
zelne Moslems eine
Brücke zur westli-
chen Kultur zu
schlagen versuchen,
wird nicht geduldet
und mit dem Tode
bedroht. Und dass
man den Trotz, aus
dem der Terror er-
wächst, brechen
könnte, wie man
den unreifen kind-
lichen Trotz durch
Zureden, Ablen-
kung, Geduld oder
Überzeugung zu
brechen pflegt, ist
nicht zu erwarten;
denn es ist der Trotz
reifer Menschen,
und er erwächst aus
einer psychisch nicht
zu beeinflussenden,
objektiv gegebenen
und, wie es scheint,

unwandelbaren geschichtlichen und
geistesgeschichtlichen Situation. Ich hal-
te darum die Rede vom Kampf der Kul-
turen insofern für nicht unbegründet.

Die zum Terror entschlossenen Islami-
sten werden von Zeit zu Zeit das nötige
Geld, genügend opferwillige Kämpfer
und geeignete Quartiere in den islami-
schen Staaten finden. Ihre Waffen
brauchen sie nicht selbst zu entwickeln;
sie entnehmen sie dem Areal der west-
lichen Technik. Und damit dürften wir
vor dem eigentlichen Zukunftsproblem
dieses Konflikts stehen. Die Mächte,
die über chemische, biologische oder
atomare Massenvernichtungsmittel
verfügen, haben diese bisher nicht ein-
gesetzt, weil sie keinen Selbstmord be-
gehen wollten. So haben diese Waffen
uns paradoxerweise davor bewahrt,
dass der kalte Krieg zwischen Ost und
West zu einem heißen wurde.

Keine zeitliche Begrenzung des
islamistischen Terrors in der Zukunft

absehbar

Diese Angst beherrscht die dem Mar-
tyrium entgegengehenden islamisti-
schen Terroristen nicht. Sie werden
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früher oder später aber den Umgang
mit Massenvernichtungsmitteln be-
herrschen, mit denen sie kämpfen,
aber nicht bekämpft werden können.
Und dass sie kämpfen wollen, sagen
sie selbst und erfahren wir aus Palästi-
na täglich. In dieser Situation stehen
wir heute, und die Perspektiven, die
sich dabei auftun, sind nicht eben er-
freulich. Jedenfalls wäre es ein Irrtum
anzunehmen, dass mit einem Erfolg
gegen Bin Laden und seine Soldaten
der Feind besiegt sei. Der Abwehr-
kampf hat erst begonnen, und ich
vermag aus heutiger Sicht nicht abzu-
sehen, wie er und dass er jemals en-
den könnte, auch wenn der laute
Kampfeslärm in Afghanistan inzwi-
schen schweigt und humanitäre Hilfe
und hoffentlich eine gedeihliche Ord-
nung an seine Stelle tritt. Er wird auf
manchen, heute möglicherweise noch
kaum oder gar nicht erschlossenen
Feldern geführt werden. Natürlich ist
kein klassischer Weltkrieg zu erwar-
ten, wie er von manchen an die Wand
gemalt wird. Wer sollte ihn führen?
Islamische Staaten mögen die
Terroristen decken und fördern,
schwerlich aber selbst Terror ausüben.
Bei einem klassischen Krieg ist stets
ein Ende abzusehen. Für die Situation,
aus der der islamistische Terror er-
wächst, lässt sich kein zeitliches Ende
bestimmen. Der Terror möchte sogar
über lange Zeiten ruhen; denn wir
wissen von unseren Kindern, dass
auch der Trotz sich in Phasen einstellt
und lange ausbleiben kann, um plötz-
lich und unangekündigt mit Heftigkeit
auszubrechen. Wie die Auseinander-
setzung mit dem islamistischen Trotz
ein Ende finden könnte, vermag ich
jedenfalls nicht zu sagen, und dass sie
ein friedliches Ende finden wird, wage
ich nicht vorauszusagen. Zweierlei
aber erscheint mir sicher. Erstens: Die
Hauptlast des Kampfes und seine
Führung liegen bis auf weiteres bei
den Vereinigten Staaten von Amerika.
Und zweitens: Keine verantwortungs-
volle Regierung des Westens kann
sich der Beteiligung an diesem Kampf
entziehen, welche Waffen auch im-
mer sie einzusetzen gewillt ist.

Dass solche Solidarität auch heute
nicht bedingungslos sein kann, ist
klar; schon die Rede von uneinge-

schränkter Solidarität höre ich nicht
gerne, und gegen Präventivschläge
kann man begründete Einwände er-
heben. Und wer diese Solidarität nur
zähneknirschend gewährt, hat zwar
nicht meinen Beifall, wohl aber mein
Verständnis. Verweigern aber kann
sie nur, wer keinen Wert darin sieht,

den ‘Westen’ und damit auch sich
selbst und die Wurzeln der abendlän-
dischen Kultur zu verteidigen. �

Anm.:
Prof. Dr. Walter Schmithals, 

Theologische Fakultät 
Humboldt Universität Berlin
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Dr. Christoph-E. Palmer

Bei der Entwicklung von Beschäfti-
gung und Arbeitsplätzen hinkt
Deutschland seit Jahren vielen In-
dustrieländern hinterher. Insbeson-
dere im Vergleich zu den Niederlan-
den, der Schweiz und Österreich,
aber auch zu Schweden und Groß-
britannien ist die Situation auf dem
deutschen Arbeitsmarkt ausgespro-
chen unbefriedigend. Klar ist, einen
Königsweg, der sämtliche Probleme
sofort und ohne Nebenwirkungen
beseitigt, gibt es nicht. Das Ziel
„Vollbeschäftigung“ kann nicht mit
einzelnen wenigen Maßnahmen er-
reicht werden; hierzu ist vielmehr
ein ganzes, abgestimmtes Maßnah-
menbündel notwendig.

Ausgehend vom dringlichsten Pro-
blem auf dem deutschen Arbeits-
markt konzentrieren sich die folgen-
den Ausführungen auf eine Verbes-
serung der Situation der gering qua-
lifizierten Arbeitnehmer bzw. der
Langzeitarbeitslosen.

Verfestigung der strukturellen
Arbeitslosigkeit

Der Arbeitsmarkt ist in Deutschland
von einer über alle Konjunkturzyklen
hinweg zunehmend hohen struktu-
rell verfestigten Arbeitslosigkeit ge-
prägt. Während die Arbeitslosen-
quote z. B. in den Vereinigten Staa-
ten von Amerika in den vergange-

nen dreißig Jahren nach jeder Rezes-
sion stets wieder auf einen Wert in
der Größenordnung von etwa 5 %
bis 6 % zurückkehrte, erreichte die
Arbeitslosigkeit in Deutschland nach
einer rezessiven Phase nie wieder
das vorherige Niveau, sondern be-
wegte sich gleichsam stufenweise
von unter 2 % über 3 % auf 6 % und
schließlich 9 % immer weiter nach
oben. Mit dieser Entwicklung ging
eine kontinuierliche Zunahme des
Anteils der Langzeitarbeitslosen an
der Gesamtzahl der Arbeitslosen

Beschäftigung auch für
Geringqualifizierte
Mehr Chancen mit dem Baden-
Württembergischen Einstiegsgeld

„Das Ziel ’Vollbeschäftigung‘ kann nicht
mit einzelnen wenigen Maßnahmen er-
reicht werden; hierzu ist vielmehr ein
ganzes, abgestimmtes Maßnahmenbün-
del notwendig.“



einher; nach Berechnungen der
OECD hat der Anteil der Langzeitar-
beitslosen in Deutschland nunmehr
52 % erreicht, während in den Ver-
einigten Staaten dieser Wert fast
gleichbleibend bei 6 % liegt. Ohne
grundlegende Reformen des deut-
schen Arbeitsmarktes wird der
Sockel der Arbeitslosigkeit immer
weiter ansteigen und vor allem die
Geringqualifizierten zu Verlierern der
wirtschaftlichen Entwicklung ma-
chen.

Weniger Arbeitsplätze für
Geringqualifizierte

Die Problemlage ist im Wesentlichen
durch zwei Aspekte gekennzeichnet:
Zum einen gibt es zu wenig Arbeits-
plätze im Bereich gering qualifizierter
Arbeit, zum anderen schafft die Aus-
gestaltung des sogenannten Nied-
riglohnsektors kaum Anreize für
Langzeitarbeitslose zur Arbeitsauf-
nahme. Als Ergebnis dieser Fehlent-
wicklung verzeichnet die Arbeitslo-
senstatistik für Westdeutschland im
Jahr 2000 einen 46prozentigen
Anteil von Arbeitslosen ohne ab-
geschlossene Berufsausbildung,
während sich der entsprechende An-
teil bei den Erwerbstätigen auf 24 %
beläuft; bei den Langzeitarbeitslosen
liegt der Anteil der Ungelernten
sogar bei fast 50 %. Die Arbeits-
marktchancen für Ungelernte sind 
in Deutschland ganz besonders
schlecht.

Der Arbeitsplatzabbau im Bereich
gering qualifizierter Arbeit war in
den vergangenen Jahren dramatisch.
Im Zeitraum von 1980 bis 1999 re-
duzierte sich die Anzahl der Arbeits-
plätze in Westdeutschland für un-
ausgebildete Arbeitskräfte um 18 %,
während gleichzeitig die Zahl der Ar-
beitsplätze für ausgebildete Beschäf-
tigte um 18 % zunahm; der Anteil
Unausgebildeter an allen Beschäftig-
ten ging damit von 32 % auf 25 %
zurück. Hauptursachen für diese
Verschiebung waren der arbeitsspa-
rende technische Fortschritt, der ins-
besondere gering qualifizierte Arbeit
freisetzt, sowie eine immer größere
Bedeutung der Sektoren, in denen
hochqualifizierte Fachkräfte einge-

setzt werden. Die zunehmende In-
ternationalisierung der Märkte erfor-
dert nämlich eine weltweite Arbeits-
teilung in der Weise, dass hochent-
wickelte Volkswirtschaften – wie die
Bundesrepublik Deutschland – sich
auf die Produktion und den Export
hochwertiger Güter konzentrieren,
um so als Hochlohnland im interna-
tionalen Wettbewerb bestehen zu
können.

Aktivierung des Niedriglohnsektors

Die Schaffung neuer Arbeitsplätze
im Niedriglohnsektor erfordert in er-
ster Linie Arbeitskosten (Lohn- und
Lohnnebenkosten), die mit niedrigen
Produktivitäten vereinbar sind. Ar-
beitgeber schaffen Arbeitsplätze nur,
wenn diese auf Sicht als „rentierlich“
eingeschätzt werden. Dazu können
eine marktgerechte Lohndifferenzie-
rung am unteren Rand der Lohnska-
la sowie eine Absenkung der Arbeit-
geberbeiträge zur Sozialversiche-
rung beitragen. Für die gering quali-
fizierten Arbeitnehmer besteht aber
ein Anreiz zur Aufnahme einer Be-
schäftigung im Niedriglohnsektor
nur, wenn das erzielbare Einkommen
im Vergleich zur sozialen Absiche-
rung bei Arbeitslosigkeit höher und
vor allem existenzsichernd ist. Das
Dilemma besteht darin, dass entwe-
der eine derartige Entlohnung auf
den in Frage kommenden Arbeits-
plätzen schwerlich geboten werden
kann, weil die erwirtschaftbare Pro-
duktivität diese teilweise erheblich
unterschreitet, oder die erzielbaren
Arbeitseinkommen das Niveau der
Transferzahlungen nicht genügend
übersteigen, um Anreize zur Arbeits-
aufnahme zu bieten. Das zur Sozial-
hilfe zusätzlich verdiente Einkommen
wird zudem faktisch mit einem sehr
hohen Steuersatz - bis zu 100 % -
belegt, da es auf die Sozialhilfe an-
gerechnet wird.

Eine zielführende Strategie zur Be-
kämpfung der hohen Arbeitslosigkeit
speziell im Bereich gering qualifizier-
ter Arbeit muss eine doppelte
Stoßrichtung beinhalten. Zum einen
müssen neue, wettbewerbsfähige
Arbeitsplätze in diesem Segment ge-
schaffen werden, zum anderen muss

die Bereitschaft der Arbeitslosen er-
höht werden, diese Beschäftigungs-
verhältnisse zu akzeptieren. Ein
durch staatliche Transferleistungen
aufgestocktes „Kombi-Einkom-
men“, wie es das baden-württem-
bergische Einstiegsgeld darstellt,
kann für gering qualifizierte Arbeit-
nehmer diese Anreize schaffen und
gleichzeitig eine Entlohnung ent-
sprechend ihrer geringeren Produkti-
vität ermöglichen.

Einstiegsgeld Baden-Württemberg

Ziel des baden-württembergischen
Einstiegsgeldes ist, die Motivation zu
erhöhen, auch im Niedriglohnbe-
reich Arbeit aufzunehmen, und
trotzdem ein Einkommen über dem
Sozialhilfeniveau zu erzielen. Der
Modellversuch „Einstiegsgeld in Ba-
den-Württemberg“ wird seit Ende
1999 in insgesamt neun Stadt- und
Landkreisen durchgeführt. Er besteht
aus drei zentralen Bausteinen:

– Absenkung der Transferentzugsra-
te, also eine geringere Anrechnung
von eigenem Erwerbseinkommen
auf die Sozialhilfe (derzeit Anrech-
nung von 85 % bis 100 %);

– zeitliche Befristung der Förderung
auf ein Jahr;

– Begrenzung der Förderung auf ei-
ne spezielle Zielgruppe (typischer-
weise langzeitarbeitslose Sozialhil-
feempfänger) zur Minimierung von
Mitnahmeeffekten.

Dieser Modellversuch zum baden-
württembergischen Einstiegsgeld
war bundesweit der erste derartige
Versuch zur Aktivierung des Nied-
riglohnsektors. Die Akzeptanz des
Modells in den einzelnen Kreisen des
Landes war recht unterschiedlich; die
erfolgreiche Implementierung hängt
entscheidend von der individuellen
Beratung und Betreuung der betrof-
fenen Langzeitarbeitslosen ab. Dazu
müssen neben ergänzenden Qualifi-
zierungsmaßnahmen auch Hilfestel-
lungen kommen, die das soziale Um-
feld der Transferempfänger berück-
sichtigen, wie zum Beispiel die Be-
treuung von Kindern. 

Chancen für Geringqualifizierte
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Die Wirkungen des baden-württem-
bergischen Einstiegsgeldes werden
vom Institut für Angewandte Wirt-
schaftsforschung, Tübingen, wissen-
schaftlich untersucht. Erste Zwi-
schenergebnisse dieser Bilanz stim-
men ausgesprochen zuversichtlich,
auch wenn die Inanspruchnahme des
Modells mit rund 670 Teilnehmern
noch sehr beschränkt ist. Der wert-
vollste Beitrag dieses Modells be-
steht ohne Zweifel darin, Langzeitar-
beitslosen aktuelle Berufserfahrun-
gen zu vermitteln. Diese Art von
„training on the job“ ist bei weitem
effizienter als alle über Bildungsträ-
ger angebotenen Qualifizierungs-
maßnahmen, da sie ganz gezielt auf
die im Berufsleben wesentlichen An-
forderungen abstellen und so Quali-
fizierungen am Bedarf vorbei ver-
meiden.

Die Arbeitsaufnahme im Nied-
riglohnbereich ist der beste Weg,
über eine Qualifizierung im Beruf die
Produktivität des Arbeitnehmers so-
weit zu erhöhen, dass er nach einer
gewissen Zeit ohne staatliche Trans-
ferleistungen über dem Sozialhilfeni-
veau entlohnt werden kann; das ist
die zentrale Voraussetzung, um Ge-
ringqualifizierten längerfristige
Chancen auf dem Arbeitsmarkt zu
eröffnen.

Die flächendeckende Einführung ei-
nes Kombi-Einkommens birgt aller-
dings auch Risiken und seine quanti-
tativen Arbeitsmarktwirkungen soll-
ten nicht überschätzt werden; die
Kosten müssen begrenzt, eine Dau-
ersubventionierung ausgeschlossen
und Mitnahmeeffekte vermieden
werden. Mit dem baden-württem-
bergischen Einstiegsgeld wurde hier
ein erster wichtiger Schritt in die
richtige Richtung getan; allerdings
muss die Förderung im Niedriglohn-
bereich durch eine umfassende Re-
form des Arbeitsmarktes auf Bundes-
ebene ergänzt werden. �

Anm.:

Dr. Christoph-E. Palmer ist Minister
des Staatsministeriums und für eu-

ropäische Angelegenheiten des Lan-
des Baden-Württemberg.

Manfred Kittel

Bekenntniskonflikte mit politischer Fär-
bung wurden nach 1945 im kirchlich ge-
prägten – und vor allem in seinen fränki-
schen Landesteilen gemischt konfessio-
nellen – Bayern nach wie vor besonders
heftig geführt; doch sie beschränkten
sich keineswegs auf den weiß-blauen
Freistaat.

Wie schon nach 1918 war die Ansicht,
vor allem der Protestantismus habe den
Weltkrieg verloren im evangelischen
Deutschland weit verbreitet. Den nieder-
sächsischen Pastor Heinrich Albertz ver-
anlassten die Gründungsfeierlichkeiten
der Bundesrepublik im September 1949
etwa zu der Bemerkung: „Das konfessio-
nelle Gesicht Deutschlands hat sich in
tragischer Weise verschoben“; Regie-
rung, Parlament und Länderkammer, so
meinte der protestantische Pfarrer, hät-
ten eine katholische Mehrheit, das Pur-

pur der Kardinäle sei die dominierende
Farbe der neuen Republik. Martin Nie-
möller formulierte gar in polemischer Zu-
spitzung, die Bundesrepublik sei „im Va-
tikan gezeugt und in Washington gebo-
ren“ worden.

Das konfessionelle Ressentiment, wäh-
rend der Weimarer Jahre vor allem im
Lager der liberalen und konservativen
Protestanten (partei) politisch virulent
geworden, erfasste seit der Gründung ei-
nes deutschen Weststaates 1949 zuneh-
mend den Linksprotestantismus, der jetzt
aus einer eigentümlichen Verbindung
von alten antikatholischen Aversionen
und nationalen Emotionen, neuem Ge-
schichtsmoralismus und teils spürbar an-
tiamerikanisch gefärbtem National-Neu-
tralismus als ernstzunehmende Kraft erst
richtig entstand. Der stark vom bru-
derrätlichen Flügel der bekennenden Kir-

Die CSU im Herbst des Konfessionalismus
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Die CSU im Herbst 
des Konfessionalismus

Die Schwierigkeiten eines großen Teils der Protestanten, sich nach der Niederlage
der evangelischen Hohenzollernmonarchie 1918 mit der ersten Demokratie auf
deutschem Boden anzufreunden oder auch nur abzufinden, waren unter der pro-
testantischen Minderheit in Bayern besonders ausgeprägt. Das „stolze Kraftbewus-
stsein“ des Katholizismus und seiner Parteien (Zentrum bzw. Bayerische Volkspar-
tei), die neben der Sozialdemokratie den Aufbau der Weimarer Republik mit be-
stimmten, wurde vielfach als Bedrohung empfunden. Traditionelles konfessionali-
stisches und fränkisch-regionalistisches Denken verband sich derart mit verletzten
„vaterländischen“ Gefühlen (Versailles), mit der Furcht vor „Gottlosenbewegung“
und bolschewistischer Revolution, dass die monarchisch-rückwärtsgewandte Deut-
schnationale Volkspartei – und unter dem Druck der Weltwirtschaftskrise schließ-
lich auch die NSDAP – zum parteipolitischen Zufluchtsort vieler Protestanten wer-
den konnte.

Wie sich diese Entwicklungen im einzelnen vollzogen, versucht eine Studie des Hi-
storikers Manfred Kittel zu klären, die jetzt unter dem Titel „‘Weimar’ im evange-
lischen Bayern. Politische Mentalität und Parteiwesen 1918–1933“ bei der
Bayerischen Landeszentrale für politische Bildungsarbeit, 80333 München, Brien-
nerstraße 41, erschienen ist. In einem Ausblick auf die Zeit nach 1945 beleuchtet
der aus dem Wilhelm-Löhe-Ort Neuendettelsau stammende, am Münchner Insti-
tut für Zeitgeschichte forschende und als Privatdozent in Regensburg lehrende Hi-
storiker schließlich auch die Rolle der neugegründeten CSU im Parteiensystem der
jungen Bundesrepublik Deutschland. Diesem Kapitel ist der hier abgedruckte Text-
auszug entnommen:



che her geprägte Linksprotestantismus
war nicht nur für CDU-Bundeskanzler
Konrad Adenauer ein höchst beunruhi-
gendes Phänomen, sondern stellte auch
den Erfolg des Unionsgedankens insge-
samt in Frage, weil er bald in der Oppo-
sition gegen die Wiederbewaffnung der
Bundesrepublik und im – mehr oder we-
niger bedingungslosen, von Fehlein-
schätzungen der kommunistischen Ge-
fahr nicht freien – Eintreten für die Wie-
dervereinigung Deutschlands ein mobili-
sierendes Thema fand. Das darin
begründete Ausscheiden von Bundesin-
nenminister Gustav Heinemann aus dem
Kabinett Adenauers 1950, sein Austritt
aus der CDU im Herbst 1952 und die
Gründung der Gesamtdeutschen Volks-
partei (GVP) ließen die Bundestagswah-
len 1953 zu einer harten Bewährungs-
probe für die Union werden; schließlich
war Heinemann als Präses der – damals
noch gesamtdeutschen – Synode eine
der angesehensten Persönlichkeiten des
Protestantismus und bestritt die neue
GVP ihren Wahlkampf mit Parolen wie:
„Keinen westdeutschen Kirchenstaat“,
oder: „Nicht Rom, sondern Berlin“

Der Evangelische Arbeitskreis von 
CDU und CSU

Doch der CDU gelang es, mit der Grün-
dung des Evangelischen Arbeitskreises
(EAK) im März 1952, „einer schleichen-
den protestantischen Sezession zu be-
gegnen, nach außen hin den Einfluss des
evangelischen Flügels innerhalb der CDU
deutlich ins Blickfeld zu rücken und
gleichzeitig eine Kampfgruppe gegen
Niemöller und Heinemann zu etablie-
ren“. Wenig später schlossen sich auch
lokale evangelische Gesprächskreise in
Ansbach und Nürnberg zu einer „Evan-
gelischen Arbeitsgemeinschaft in der
CSU“ bzw. dann zu einem bayerischen
EAK zusammen. Die Wahl des CDU-
EAK-Vorsitzenden und Oberkirchenrats,
Hermann Ehlers, zum Bundestagspräsi-
denten sollte zudem der – im Blick auf
die Zusammensetzung des ersten Bun-
deskabinetts durchaus zutreffenden –
Behauptung entgegenwirken, die Prote-
stanten wären an der Spitze der Republik
nicht angemessen vertreten. Adenauer
selbst, zwar entschieden katholisch, aber
doch auch ganz und gar „unklerikal“
und ökumenisch eingestellt, hielt bei der
Gründung des CDU-EAK eine Grund-

satzrede und mischte sich, wenn es sein
musste, auch in bayerische Konfessions-
konflikte ein, etwa als es bei der Einwei-
hung einer Zuckerfabrik in Ochsenfurth,
zwei Monate vor den Bundestagswahlen
1953, zu einem Eklat kam.

Der Skandal von Ochsenfurth

Der katholische Bischof Julius Döpfner
hatte erst unmittelbar vor der Veranstal-
tung erfahren, dass ein evangelischer
Kreisdekan im Talar zugegen sein und ei-
ne liturgische Handlung vornehmen soll-
te. Auf die Drohung des Bischofs hin, un-
ter diesen prekären Umständen nicht an
der Weihehandlung teilnehmen zu kön-
nen, bleibt der lutherische Pfarrer dem
Termin ganz fern. Evangelische Gäste al-
lerdings überschütteten daraufhin den
katholischen Kleriker mit Pfuirufen und
Drohungen wie „Zieht ihn raus, schlagt
ihn tot“. Der lutherische Landesbischof
Meiser, vom Bundeskanzler angeschrie-
ben, konnte sich „abgesehen von den
Zeiten des Kirchenkampfes“ an kein Er-
eignis erinnern, „das eine so tief greifen-
de Erregung, ja elementare Empörung in
weitesten Kreisen“ der bayerischen Pro-
testanten hervorgerufen hätte.

CSU-Sieg bei den Wahlen 1953

Zwar versuchte die FDP, aus dem Och-
senfurther Zwischenfall politisches Kapi-
tal zu schlagen, doch gelang es auf der
anderen Seite dem EAK der CSU, unter
bedeutungsschwerem Verweis auf die-
sen jüngsten konfessionellen Konflikt
erheblich mehr Protestanten als Direkt-
bzw. Listenkandidaten durchzusetzen
als noch 1949. Der Wahlsieg der CSU,
die sich von knapp dreißig Prozent 1949
bayernweit auf 47,8 % der Stimmen
steigern konnte, resultierte deshalb
nicht nur aus dem kräftigen Abschmel-
zen der Bayernpartei (von zwanzig auf
sechseinhalb Prozent) in den südlichen
Landesteilen, sondern auch vom Auf-
schwung der CSU in Oberfranken (plus
15,1 % auf 38,1 %) und vor allem in
Mittelfranken (plus 17,2 % auf 41,2%).
Auch außerhalb Bayerns konnte die
Union – mit Adenauer und Erhard als
Wahlkampflokomotiven – im evan-
gelischen Milieu so große Stimmenge-
winne verbuchen, dass CDU und CSU
im Bundestag die Mehrheit der Manda-
te erreichten.

Machtverlust der CSU in Bayern 1954

Der nicht zuletzt den Erfolgen der Union
im evangelischen Milieu geschuldete,
sensationelle Wahlerfolg der Union 1953
schürte aber in der Folgezeit eher noch
die konfessionellen Konflikte, da SPD wie
FDP nach wie vor kalkulierten, durch
Weckung evangelischer Ressentiments
gegen die „katholische CDU“ verlorenen
Boden wieder gutmachen zu können.
Adenauer nahm in sein neues Kabinett
jetzt zwar sogar mehr Protestanten als
Katholiken auf und verwahrte sich etwa
bei einer EAK-Tagung in Wuppertal 1954
mit Schärfe gegen alle Versuche, konfes-
sionelle Keile in die CDU zu treiben – der
Zusammenschluss von Christen beider
Bekenntnisse sei „ein Meilenstein in der
Geschichte des deutschen Volkes“ –;
doch in Bayern – wie im Bund – blieben
Schlagworte wie „Gegenreformation“
und „Kulturkampf“ an der Tagesord-
nung. In Bayern führte das Festhalten der
CSU an der konfessionellen Lehrerbildung
dazu, dass der weit rechts stehende Block
der Heimatvertriebenen und Entrechte-
ten, die Bayernpartei und die FDP sich
1954 zu einer Viererkoalition mit der SPD
zusammenfanden und die CSU aus der
Regierungsverantwortung verdrängten.
Im Bund sorgte Gustav Heinemann, der
bei den Wahlen 1953 mit der linksprote-
stantischen GVP kläglich gescheitert war,
durch seinen Übertritt zur SPD dafür, dass
nun von dieser Seite schwere, konfessio-
nalistisch grundierte Vorwürfe vor allem
gegen Adenauers Deutschland-, Außen-
und Sicherheitspolitik erhoben wurden.
Die evangelischen Staatsbürger, so ließ
sich Heinemann anlässlich der Bundes-
tagswahlen im September 1957 verneh-
men, stünden in wachsendem Maße vor
der Frage, was die „Katholisierung der
CDU“ für sie bedeute. Und auch die FDP
bestritt ihren Wahlkampf u. a. mit dem
Vorwurf gegen die CDU, eine Art klei-
neuropäisch-abendländisches Reich zum
Zwecke der Gegenreformation schaffen
zu wollen.

Triumph der Union bei den
Bundestagswahlen 1957

Der abermalige, noch triumphalere Sieg
der Union bei den Bundestagswahlen
1957 musste nun aber auch die letzten
konfessionalistischen Eiferer – oder Takti-
ker – in den Oppositionsparteien davon

Die CSU im Herbst des Konfessionalismus
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Erika Schuchardt
Warum gerade ich? 
Leben lernen in Krisen

Vandenhoeck & Ruprecht 2002, 
11.überarbeiteteu.erweiterte Auflage 
Göttingen, 12,90 ¤

Anfang der achtziger Jahre hat das Deut-
sche Nationalkomitee des Lutherischen
Weltbundes (DNK/LWB) eine Buchreihe
initiiert, die unter der Gesamtüberschrift
„Frauen als Innovationsgruppe“ erschie-
nen ist. Im Team der Autorinnen und in
der Begleitung der Gesamtstudie hat
Prof. Dr. Erika Schuchardt maßgeblich
mitgearbeitet. Daher kennen wir uns;
denn ich war damals als Oberkirchenrat
in der Geschäftsführung der DNK/LWB
tätig. Es waren „Aufbruchsstudien“ –
Aufbrüche eben zur Innovation, zur Er-
neuerung des Denkens und Handelns,
der menschlichen Erkenntnis und des
Glaubens und Vertrauens auf den Weg
Gottes unter den Menschen. Frauen ha-

ben diesen Aufbruch damals unternom-
men, in unserem Fall vor ca. 25 Jahren,
als z.B. Theologie und Kirche, aber auch
andere wissenschaftliche und gesell-
schaftliche Bereiche noch vornehmlich
von Männern beherrscht waren. Neben
Erika Schuchardt nenne ich Gerta Scharf-
fenorth, die in der gesamten Buchreihe
damals die so genannte „Schwesternstu-
die“ maßgeblich von der Forschungsstel-
le der Ev. Studienstiftung (Fest) in Heidel-
berg aus begleitet hat und die später
beim Kirchentag ‘93 einen bemerkens-
werten Vortrag hielt zum Thema: „Leben
ohne Schmerz und Leid?“ 

Die permanente, vor allem mediale De-
monstration jugendlich pulsierender
Kraft und in Blüte stehende Gesundheit
drängt an den Rand und aus dem Blick-
feld heraus, was doch eben zum Leben
gehört wie das tägliche Brot, nämlich die
unmittelbare Erfahrung eigenen oder ne-
ben mir erlebten Leidens. Ja, man hat oft
fast den Eindruck, als ob ganz alte Vor-
stellungen nun in neuem Gewande wie-
der aufleben, nämlich die Verbindung
von Leiden und Schuld: Früher die Frage:
„Welche Schuld hat er auf sich geladen,
dass er so oder so von Gott gestraft
wird?“ Heute die Feststellung gegenüber
behinderten Kindern: Da sind die Eltern
selber Schuld, sie hätten es ja verhindern
können.

Je verbrämter und verherrlichter die Visi-
on vom Leben ohne Schmerz und Leid
als idealtypisch propagiert wird, umso
tief greifender ist der Einbruch, wenn es
einen trifft – das, was wir ein Unglück
nennen oder einen Schicksalsschlag.
Der Vergleich zu anderen, die so oder so
tatsächlich oder vermeintlich nicht ge-
troffen oder betroffen sind, bringt die
konsequente Frage auf den Tisch: War-
um nicht der – warum nicht die – warum
gerade ich? Es ist eine menschliche Ur-
Frage, eine, die wir alle kennen im Ange-
sicht der unendlichen Vielfalt selbsterfah-
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überzeugen, dass das Denken in Katego-
rien des Bekenntnisses im wählenden
Volk auf breiter Front im Rückzug war.
Und auch innerhalb der CSU setzten sich
jetzt jene Kräfte durch, die wie Franz Josef
Strauß ein allzu enges konfessionelles
Denken überwinden wollten und die in
der – von der Viererkoalition vertagten –
Frage der Lehrerbildung eingeleitet“, die
schon wenige Wochen nach den Bundes-
tagswahlen einer Regierung aus CSU,
Vertriebenenpartei und FDP weichen
musste. Der Herbst 1957 wurde so
gleichsam auch zu einem Herbst des poli-
tischen Konfessionalismus.

Herbst des Konfessionalismus

Die Ereignisse dieser Wochen waren aber
nur Teil eines großen gesellschaftlichen
Wandels, der die Bundesrepublik seit der
Mitte der 1950er Jahre zunehmend erfas-
ste. Mit dem Wirtschaftswunder wuchs
auch materialistisches Denken, während
die Bindungen an die Kirche selbst in den
traditionellen ländlichen Bastionen von
Protestantismus und Katholizismus abzu-
nehmen begannen. Und diese fortschrei-
tende Säkularisierung relativierte auch
konfessionalistische Vorurteile, zumal die
rasche politische Stabilisierung der jungen
bundesdeutschen Demokratie unter der
Regie von CDU und CSU linksprotestanti-
sche „Verschwörungsszenarien und Un-
tergangsprophetien“ eindeutig widerleg-
te; auch die demonstrative Vertretung
protestantischer Interessen auf personal-
politischem Feld trug dazu bei, weite Tei-
le der evangelischen Bevölkerung in der
Überzeugung zu bestärken, dass die Uni-
on keine katholische Partei darstelle, son-
dern die Interessen der Protestanten in
der Bundesrepublik gut aufgehoben sei-
en. Hinzu kamen gemeinsame ökumeni-
sche Anstrengungen beider Kirchen, in
denen viele zu der Ansicht gelangten, nur
gemeinsam dem grassierenden Materia-
lismus in Ost und West erfolgreich entge-
gentreten zu können.

Seit Dezember 2001 haben insgesamt 313 Leserinnen und Leser 12.043,72 EUR (= 23.555,47 DM) für die Evangelische Verantwortung gespendet.

Wir möchten uns herzlich bei Ihnen für diese Unterstützung bedanken.

Unterstützen Sie die Arbeit des EAK der CDU/CSU

Konto: Postbank Köln, BLZ 370 100 50, Konto-Nr. 112 100 500 oder Sparkasse Bonn, BLZ 380 500 00, Konto-Nr. 56 267
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renen Leidens. Es gibt keine
Begründung, keine plausible
Antwort auf die, im Vergleich
zu anderen offensichtliche
Ungerechtigkeit. „Warum
gerade ich?“ kann schnell
und nachhaltig zur Verzweif-
lungsfrage werden. 

Erika Schuchardt hat diese
Frage ungeschönt und mit ih-
rer ganzen lebensbedrohen-
den Wucht aufgegriffen. Sie
ist ihr im wahrsten Sinne des
Wortes nachgegangen, in
dem sie den Menschen nach-
gegangen ist, die diese Frage
stellen – stöhnend, schreiend,
verzweifelt, leise resignierend. 

Das ist für mich die erste Stär-
ke des Buches von Erika
Schuchardt: es geht um reale
Menschen mit realen Biogra-
fien, die zugleich Leidens-
und Lebensbeschreibungen
sind. Passionsgeschichten in
erlebter Passionszeit. Erlebt
auch auf dem Hintergrund ei-
nes Glaubens und einer Glau-
bensgemeinschaft, deren Zei-
chen das Kreuz ist. Lama
asaftani – warum hast du
mich verlassen? Da ist sie
wieder, diese menschliche Ur-
frage in der Passionszeit. Sie
bleibt unbeantwortet. Aber
sie geht nicht ins Leere. Eli, eli

– Lama asaftani, mein Gott,
mein Gott! Es bleibt ein Ge-
genüber, ein Adressat auch
der bitteren Klage.

Das ist für mich die zweite
Stärke des Buches: zwischen
Gott und den Menschen, je-
dem einzelnen Menschen,
gibt es keine einfachen, keine
billigen Antworten und Ver-
tröstungen. Eben auch keine
billige Gnade. Vielmehr be-
halten Aufschrei und Klage
ihren Raum, wie in den viel-
fältigen Biografien der Bibel
im Buch des Lebens auch, und
bleiben in der Spannung zur
Liebe Gottes – bis zum Tode,
ja bis zum Tode am Kreuz. In
dieser Weise ist das Buch von
Erika Schuchardt zu Recht
auch ein Glaubensbuch ge-
nannt worden oder – so Kon-
rad Reiser – eine „Theologie
der Lebensgeschichte“. Und
es wird deutlich, dass der Um-
gang mit dem Leiden, wie mit
dem Glauben selbst kein pas-
sives über-sich-ergehen-las-
sen ist, sondern engagierte,
oft mühselige
quälende und
harte Arbeit. Die
als eine Spirale
des Fortschrei-
ens im Ringen
mit dem Leiden
da rges te l l t en
„Arbeitsstatio-
nen und Erleb-
nisstadien“ zei-
gen das Ausmaß
des Abverlang-
ten: Ungewiss-
heit, Gewissheit,
Aggression, Ver-
handlung, De-
pression, An-
nahme, Akti-
vität, Solidarität
– Stationen auf
dem Weg zur
sozialen Integra-
tion.

„Leben lernen in
der Krise“, so
der Untertitel

des Buches, hört sich demge-
genüber allzu sehr wie eine
pädagogische Anweisung an.
Vielmehr – so hab ich es gele-
sen – werden, wenn Hoff-
nung wachsen soll, Leiden
und Leben, Nähe und Ferne
Gottes im Kreuz Christi neu
begriffen und beieinander ge-
halten. Ich mag den engli-
schen Untertitel: Guidance
and Hope for those who suf-
fer – Wegweisung und Hoff-
nung für die, die Leid tragen.

Eine dritte Stärke des Buches
liegt in der Einbeziehung de-
rer, die zu Begleiterinnen und
Begleitern von Menschen in
Schmerz und Leid werden.
Wer Erika Schuchardt ein we-
nig kennt, spürt gerade hier
ihre unmittelbare eigene Er-
fahrung. Wichtig ist der aus
solcher Erfahrung erwachsene
Hinweis darauf, dass Beglei-
tung hilfreich nur möglich ist,
wenn die gleichen „Arbeits-
phasen“ ohne jede eigene
Überlegenheit mit dem Lei-
denden mitgegangen werden
und so das gemeinsame Ziel

auch gemeinsam im Blick
bleibt, nämlich die soziale In-
tegration auf allen Ebenen.
Das trifft natürlich auch den
Seelsorger in mir selbst. Ich
habe selber die von Erika
Schuchardt dargestellte Rol-
lenbindung im kirchlichen
Amt nachempfinden können,
die nicht selten zu einem
Trostwort zu viel als zu einem
schweigenden Teilen der
Hilflosigkeit führt. Nicht für
sondern mit dem Leidtragen-
den kann der gemeinsame
Weg gelingen. Heilsame,
wichtige Erkenntnisse, sowie
einfühlsame und deshalb
auch anzunehmende Kritik an
der kirchlich-institutionellen
Seelsorgepraxis, die allzu oft
ins Leere läuft. 

Ein Letztes soll noch beson-
ders hervorgehoben werden:
eine gegliederte Bibliographie
der über 2.000 Lebensge-
schichten von 1900 bis heute;
und ein alphabetisches Auto-
renverzeichnis dazu. Es ist also
auch ein Lernbuch und ein
Handbuch zum praktischen
Nachvollzug wie ebenso zu
einer wissenschaftlichen Erar-
beitung.

Summa: Vor uns liegt ein Le-
bensbuch und ein Glaubens-
buch, ein Lehrbuch und ein
Lernbuch, vor allem anderen
aber ein Hoffnungsbuch. Un-
geachtet des hohen wissen-
schaftlichen Anspruchs ist es
ein Buch, das nur aus dem En-
gagement des Herzens heraus
so entstehen und so rund um
die Welt Zustimmung finden
konnte. Gut, dass es uns noch
einmal wieder in einer überar-
beiteten nunmehr 11. Neu-
fassung auf den Tisch gelegt
wird. Danke dafür, Erika
Schuchardt! �

Anm.:
Landesbischof a.D. 

Dr.Christian Krause ist
Präsident des Lutherischen

Weltbundes (LWB).
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� Problematik und
Praxis christlicher
Schulen im Freistaat
Sachsen

Der EAK Leipzig lud im No-
vember 2001 unter dem
Thema „Erziehung nach
christlichen Werten – was
sonst“ ein. Die etwa 100
Teilnehmer dieses auf Dis-
kussion angelegten Herbst-
forums erörterten die, auf 
der rechtsstaatlich korrekten
Übernahme der DDR-Leh-
rerschaft beruhende, Proble-
matik atheistischer Domi-
nanz.
Bekanntlich unterlagen Zu-
lassung wie Lehrerausbil-
dung marxistisch-kommunis-
tischen Idealen einer athe-
istischen Weltanschauung,
worin mangelnde geistes-
wissenschaftliche Kompe-
tenz und Fremdheit gegen-
über der christlichen Gedan-
kenwelt gründen, die christ-
liche Kinder weiterhin als
Exoten erscheinen lassen.

Während der Begriff „Zivil-
courage“ bei Massenkund-
gebungen „gegen Rechts“
strapaziert wird, erleben
christliche Kinder, Eltern und
Lehrer öffentliche Häme.

Somit wundert es nicht, dass
christliche Eltern in großer
Zahl für ihre Kinder nach ei-
nem Platz in einer konfessio-
nellen Schule suchen. Weite
Schulwege und erhebliche
Zahlungen an Schulgeld sind
ihnen kein Hindernis, um
ihren Kindern eine optimale
Schulatmosphäre zu ermög-
lichen.
Sie erwarten von ihrem
CDU-regierten Freistaat eine
besondere Fürsorge.
Leider wurde dessen unge-
achtet die ungeförderte

Gründungszeit von Schulen
in freier Trägerschaft von
bisher 2 auf 4 Jahre verlän-
gert, was einem Gründungs-
stop gleichkommt. 
Das Alternativangebot, eine
komplette Schule samt Lehr-
körper zu übernehmen,
macht nach dem Vorstehen-
den wenig Sinn.
Im Folgenden sind zwei
grundverschiedene evange-
lische Schulen beschrieben,

die die Startphase mehr oder
weniger überwunden haben
und zu Hoffnungszeichen
ihrer Region wurden.

Die Evangelische Grund-
schule Döbeln-Technitz

Am 4. Mai 1999 gründete
sich der „christliche Schul-
verein Döbeln-Technitz
e.V.“ in der Absicht, mit et-
wa 20 Schulanfängern eine
evangelische Grundschule
ins Leben zu rufen.
Auf kirchlichem Terrain, das
neben der 1852 erbauten
Kirche und einem mauerum-
wehrten Friedhof auch die
1920 errichtete Schule samt
Nebenanlagen umfasst, wur-
de dieses Anliegen Realität.

Das Gelände liegt fast idyl-
lisch zwischen einem
Wäldchen und der Freiber-
ger Mulde, am Rande des
nach Döbeln eingemeinde-
ten Örtchens Technitz.
Bereits ein Jahr vor dem
Auszug der bis Juni 2001
staatlich betriebenen Grund-
schule, begann der Träger-
verein mit 15 Schulanfän-
gern und einer engagierten
jungen Lehrerin, den Schul-

betrieb im Gemeindesaal
des nahen Pfarrhauses.

Um das Schuljahr 2001/
2002 pünktlich mit nunmehr
zwei Klassen beginnen zu
können, galt es, während
der Sommerferien das drei-
geschossige Schulhaus auf
modernen Standard umzu-
bauen.

In einem ersten Bauab-
schnitt wurden Bauarbeiten
im Wert von 150T¤ beherzt
angepackt, um vier Klassen-
zimmer, Hort-, Lehrer- und
Arztzimmer, Sanitäranlagen
und eine Außentreppe als 2.
Fluchtweg sachgerecht un-
terzubringen. Auf diesem
Kraftakt lag von der Aquirie-

rung der Finanzmittel bis zur
termingerechten Nutzbar-
keit der benötigten Räume,
sichtbar Gottes Segen. 
Das laufende Schuljahr um-
fasst bereits zwei Klassen mit
nunmehr 35 Kindern, von
den 20 den Hort in An-
spruch nehmen.
Für die 3. Schulanfänger-
klasse für 2002 liegen be-
reits 27 Anmeldungen vor.
Somit trifft das Motto

„wachsen lassen“ sowohl
für den Baufortschritt als
auch die Kinderzahl und die
geistliche Gemeinschaft von
Lehrkörper (inzwischen drei
Lehrerinnen), Schulverein
und Eltern zu.
Der geistliche Aspekt liegt
dem Vereinsvorsitzenden
und Pfarrer der evangeli-
schen Ortsgemeinde, Herrn
Lutz Behrisch, besonders am
Herzen, da die Aufbruch-
stimmung von 1989 bei ei-
ner Arbeitslosenquote von
20% zu ersticken droht.
Der geglückte Start dieser
Schule ermutigt den Verein,
sein Konzept einer „Öff-
nung der Schule für das Le-
ben“ mit sinnorientierten
Themen, Wiederbefähigung
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Vereinsvorsitzender Pfr. Lutz Behrisch mit Schülern beim Schulanfangsgottesdienst in Technitz.



zur Andacht und genügend
Raum für die Individualitäts-
entwicklung zu verwirkli-
chen. Schon jetzt sind er-
freuliche Synergieeffekte
zwischen Schulverein (26
Mitglieder), Förderverein
(50 Mitglieder), Kirchge-
meinde und Kommune aus-
zumachen.
Die Vorbildwirkung geleb-
ten Glaubens ließ z. B. die
Zahl der Christenlehrekinder
im Ort von elf auf sieben-
unddreißig anwachsen. Der
laufende Haushalt umfasst
rund 150T¤ , zu dem der
Freistaat ab Schuljahr
2002/03 hoffentlich die ge-
setzlich möglichen 90% der
Betriebskosten beiträgt.
Das Schulgeld beträgt ohne
Hort und Schulspeisung mo-
natlich 46¤ je Schüler. Die
weitere Aquirierung von
Spenden und Fördermitteln
für Ausstattung und Aron-
dierung des Umfeldes, wird
noch einige Jahre die Haupt-
sorge dieser Neugründung
sein.

Wenn 2004 die erste Schül-
ergruppe zur weiterführen-
den staatlichen Schule
wechselt, ist der Beweis zu
erbringen, dass die Absol-
venten „das Lernen gelernt
haben“. 

Das Evangelische
Schulzentrum Leipzig

Dieses Schulzentrum beher-
bergt unter einem Dach
Grundschule, Mittelschule
und Gymnasium und wird in
Leipzig kurz „Eva Schulze“
genannt.
Es liegt in der Trägerschaft
der Evangelisch-Lutheri-
schen Landeskirche Sach-
sens, feierte im Dezember
2001 sein 10-jähriges Beste-
hen und hat mit insgesamt
rund 1000 Schülern seine
Kapazitätsgrenze erreicht.
Ein im Jahre 2001 fertigge-
stellter Neubautrakt ge-

währleistet die
für einen rei-
b u n g s l o s e n
Schu lbe t r i eb
nötigen räumli-
chen Bedingun-
gen.
Für einen zwei-
ten Bauab-
schnitt, der ne-
ben einer Turn-
halle auch die
nötigen Fach-
kabinette bein-
haltet, sind
F i n a n z m i t t e l
v o n  r u n d
5,51Mio.¤ be-
reits zugesagt.
Die Mitnutzung
der angrenzen-
den Petrikirche
für Morgenan-
dachten und
Schülerkonzer-
te bildet auch
opt i sch e ine
gute Ergänzung
der christlichen
B i l dungse in -
richtung. Der
Besucher wird
im geräumigen Foyer des
Altbaus mit dem Leitspruch
„Denn Gott hat uns nicht
gegeben den Geist der
Furcht, sondern der Kraft,
der Liebe und der Besonnen-
heit“ (2. Tim 1/7) begrüßt. 
Das Schullogo symbolisiert
mit einem Boot unter dem
Regenbogen, dass sich Leh-
rer und Mitarbeiter einer
christlichen Schulatmosphä-
re verpflichtet wissen.
Die Abstimmung der Bil-
dungsgänge gestattet es, die
Hauptfächer des Mittel-
schulbereiches in vierzehner
Klassenstärke zu unterrich-
ten, während sonst die 2-zü-
gige Grundschule als auch
das 3-zügige Gymnasium
mit einer parallel geführten
Mittelschulklasse auf je 28
Schüler orientiert sind.

Der Schulleiter, Herr Boeckh,
legt großen Wert auf ein

„Wir-Gefühl“ – nicht nur
zwischen Eltern und Lehr-
körper, sondern auch zwi-
schen den Schülern, die
überwiegend aus christlichen
Elternhäusern kommen.
Auch Schüler mit Behinde-
rungen und Kinder aus an-
deren Ländern sind voll inte-
griert.
Die Absolventen des Schul-
zentrums streben vor allem
in die Berufe der Theologie,
Diakonie, Medizin und Mu-
sik. Zur Zeit bestehen 35
Arbeitsgemeinschaften mit
vornehmlich musikalisch-
künstlerischem Charakter.
Nach der Einrichtung von
Fachkabinetten – hier besteht
noch ein Finanzierungsbedarf
von rund 153T¤ – wird das
Gymnasium voll seinem Pro-
fil im sprachlichen, musi-
schen und naturwissen-
schaftlichen Gebiet entspre-
chen können. Der Jahres-

haushalt hat ein Volumen
von rund 3,57Mio.¤ . Der
Freistaat Sachsen trägt 90%
der Kosten des Fachperso-
nals und die Eltern zahlen im
Regelfall ein monatliches
Schulgeld von 61¤ .
Des Schulleiters größte Sor-
ge besteht in der finanziel-
len Absicherung der laufen-
den Bauvorhaben und der
nötigen technischen Ein-
richtung.
Seine größte Freude ist,
dass es vorwärts geht, denn
um Schüler ist ihm nicht
bange, beträgt doch zur
Zeit die Zahl der Anmeldun-
gen das 5-fache der Auf-
nahmekapazität. �

Anm.:
Hartmut Nischik

ist Kreisvorsitzender 
des EAK Leipzig
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Unsere Sicht der Dinge ist beschränkt. Das wissen wir und wir bekommen
es zu spüren. Wie oft haben wir uns schon in Personen geirrt, weil vor al-
lem unsere Augen zu uns gesprochen haben – und sie können so deutlich
reden. „Schau Dir den an, wie der aussieht, der wird sicherlich genauso ab-
struse Gedanken haben, wie sein Äußeres skurril ist – halt dich bloß fern.“
Oder: „Was für ein attraktiver Mensch, hier wird sich eine Unterhaltung si-
cherlich lohnen!“ In beiden Fällen unterliegen wir oft falschen Vorstellun-
gen. Wir vermuten hinter gutem Aussehen und geschmackvoller Kleidung
einen ebensolchen Charakter, und wir sind vorsichtig, wenn uns Menschen
begegnen, die diesen Kriterien nicht entsprechen. Gutes Aussehen, das be-
weisen Untersuchungen, machen einem das Leben einfacher. Selbst Sa-
muel, der Gesandte Gottes, war gegen diese äußerlichen Wahrnehmun-
gen nicht gefeit. Als er auf Gottes Geheiß den Nachfolger für Sauls Thron
unter den Söhnen Isais suchte, geriet er fast in Verzückung, als er Eliab sah.
Angesichts seines Aussehens und seiner stattlichen Gestalt war er sich si-
cher, dass der Gesalbte des Herrn vor ihm stand. Aber nicht Eliab sollte der
Erwählte Gottes sein, sondern der Jüngste. Auf David hatte Gott sein Au-
ge geworfen. Er kannte sein Herz. Gott sieht den Menschen als den, der er
ist. Er lässt sich nicht von Äußerlichkeiten ablenken. Er schaut in unser
Herz. Er kennt unser Lebenszentrum, unser Wesenszentrum. Er möchte,
dass wir lernen, die Menschen so zu sehen, wie er es tut. Manchmal ge-
lingt es uns! Es ist und bleibt aber eine ständige Herausforderung, das Herz
des anderen zu entdecken.

Felmberg

1. Samuel 16,7b: „Der Mensch sieht, was vor den

Augen ist, der Herr aber sieht

das Herz“
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